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Mehr Empfänger von Grund
sicherung

Am Jahresende 2010 erhielten in 
Deutschland rund 797.000 Personen 
ab 18 Jahren Leistungen der Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung. Wie das Statistische Bundesamt 
(Destatis) weiter mitteilte, stieg die Zahl 
der Hilfebezieher im Vergleich zum Vor-
jahr um 4,3 Prozent. Damit waren am 
Jahresende 2010 deutschlandweit zwölf 
von 1.000 volljährigen Einwohnern auf 
diese Leistungen angewiesen.  (wi)

Mehr Aufträge im Bauhaupt
gewerbe

Im August 2011 sind die Auftragsein-
gänge im Bauhauptgewerbe im Ver-
gleich zum August 2010 preisberei-
nigt um 3,7 Prozent gestiegen. Wie das  
Statistische Bundesamt (Destatis) weiter 
mitteilte, nahm dabei die Baunachfrage 
im Hochbau um drei Prozent und im 
Tiefbau um 4,4 Prozent zu. Der Gesamt-
umsatz belief sich im August 2011 auf 
rund 8,6 Milliarden Euro. (wi)

Berlin erwägt Erhöhung der 
Grunderwerbsteuer

Der Berliner Finanzsenator Dr. Ulrich 
Nußbaum (SPD) wolle sich in der nächs-
ten Legislaturperiode die Möglichkeit 
offen halten, die Grundewerbsteuer zu 
erhöhen, berichtete Die Welt in ihrer 
Ausgabe vom 18. Oktober 2011. Mit 
den derzeit 4,5 Prozent habe Berlin 
deutschlandweit einmal an der Spitze 
gelegen, inzwischen hätten aber andere 
Länder bis auf fünf oder 5,5 Prozent 
nachgezogen.  (wi)

Ausgabe 27. Oktober 201143

Aktuelle Meldungen

C 7410

Wohnungspolitische  
informationen

Damit folge die Regierung den enga-
giert vorgetragenen Forderungen der 
Verbände. „Nun muss auch ein Kom-
promiss gefunden werden, der das Ziel, 
über eine steuerliche Förderung Anreize 
für klimagerechte Investitionen in den 
Gebäudebestand zu geben, nicht aus den 
Augen verliert“, so Andreas Mattner, Prä-
sident des ZIA, weiter. Dem ursprüngli-
chen Gesetzesentwurf der Bundesregie-
rung hatte der Bundesrat im Juli 2011 
nicht zugestimmt. Die Länder hatten ins-
besondere eine Gegenfinanzierung für 

die zu erwartenden Steuerausfälle gefor-
dert. „Bund und Länder müssen sich nun 
einigen, um die Rahmenbedingungen für 
die Erreichung der Klimaschutzziele der 
Regierung zu verbessern“, erklärte Axel 
Gedaschko, Vorsitzender der BSI und Prä-
sident des GdW. „Auch die Länder müs-
sen ihrer Verantwortung gerecht werden 
und die Klimaschutzziele aktiv unterstüt-
zen. Nur mit gemeinsamen Anstrengun-
gen aller Beteiligten kann die Energie-
wende erfolgreich werden“, sagte Lukas 
Siebenkotten, Direktor des DMB. n

Energetische Gebäudesanierung – Jetzt ist der  
Vermittlungsausschuss in der Verantwortung  

Berlin – Die deutschen Immobilienverbände und der Deutsche Mieterbund  
(DMB) begrüßen die Anrufung des Vermittlungsausschusses durch die Bundes
regierung. „Die Regierung hat die letzte Möglichkeit ergriffen, das Gesetz zur 
steuerlichen Förderung von energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohnge
bäuden doch noch zu retten“, sagten die Chefs der Bundesvereinigung Spitzen
verbände der Immobilienwirtschaft (BSI), des DMB und des Zentralen Immobili
en Ausschusses (ZIA) nach den Kabinettsverhandlungen am 26. Oktober 2011. 

Bundesbauminister Dr. Peter Ramsauer forderte die Länder auf, mit dem Bund an einem Strang  
zu ziehen, um die Dämmung von Gebäuden attraktiver zu machen.
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Mit dem Umstieg auf SEPA werden in 
Zukunft einheitliche Verfahren und Stan-
dards für Überweisungen und Lastschrif-
ten im Euro-Zahlungsverkehr gelten. Der 
Deutsche SEPA-Rat setzt sich geschlossen 
für eine erfolgreiche Verwirklichung des 
einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums 
ein. Die Bundesregierung, die Deutsche 
Bundesbank und der deutsche SEPA-Rat 
sprechen sich dabei für eine unkomplizierte 
Umstellung und Migration bestehender 
Lastschriften bei der Umsetzung der SEPA-
Verordnung ab 2014 aus und unterstützen 
dementsprechend das Europäische Parla-
ment. Nach den zurzeit geltenden Regeln 
müssten im Rahmen der Umstellung des 
innereuropäischen Zahlungsverkehrs auf 
den SEPA-Standard ab 2014 das deutsche 
Lastschriftenverfahren ebenfalls neu aufge-
stellt werden. Dies würde dazu führen, dass 
ab diesem Zeitpunkt alle bereits erteilten 
Lastschriftmandate hinfällig würden – mit 
entsprechend hohem Aufwand für Unter-
nehmen, Banken und Bürger. Die Bundes-
regierung, die Deutsche Bundesbank und 
der Deutsche SEPA-Rat unterstützen daher 
den Vorschlag des Wirtschafts- und Wäh-
rungsausschusses des Europäischen Par-
laments (ECON-Ausschuss), die Nutzung 
bestehender Einzugsermächtigungen nach 
dem Auslaufen der nationalen Verfahren 
gesetzlich zu regeln und damit eine unbüro-
kratische Umstellung auf das neue Format 
im Wege der sogenannten Mandatsmigra-
tion zu erleichtern. Eine solche „Kontinu-
itätsregel“ würde nach Ansicht des SEPA-
Rates das Vertrauen in die für alle Europäer 

neue SEPA-Lastschrift stärken. Durch die 
ergänzende Änderung der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Kreditinstitute 
könnten bestehende Einzugsermächtigun-
gen dann weiter verwendet und eine voll-
umfängliche Neueinholung von Mandaten 
vermieden werden.

Auch der GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
begrüßt grundsätzlich den Vorschlag der 
ECON, eine Kontinuitätsregelung zu ins-
tallieren, um etablierte Verfahren beibehal-
ten zu können. Das Einzugsermächtigungs-
verfahren hat für die Wohnungswirtschaft 
eine große Bedeutung, denn weit über 90 
Prozent der Mieter haben Einzugsermäch-
tigungen für ihre Mietzahlungen erteilt. Bei 
den vom GdW vertretenen Wohnungsun-
ternehmen handelt es sich um circa 5,8 
Millionen Mietverträge. Betroffen wären 
aber auch andere Vertragsformen mit Ein-
zugsermächtigung, wie zum Beispiel Spar-
verträge von Genossenschaften mit Spar-
einrichtung. Es ist daher erforderlich, dass 
diese erteilten Ermächtigungen durch die 
Einführung des SEPA-Lastschriftverfahrens 
nicht rechtlich beeinträchtigt werden. Als 
problematisch sieht der GdW insbeson-
dere das „Nebeneinander“ von alten und 
neuen Zahlungssystemen an, da dies zu 
einem unnötigen Verwaltungsaufwand der 
Unternehmen führen würde. Eine rechtssi-
chere Überleitung des alten Lastschriftver-
fahrens auf das neue SEPA-Verfahren wäre 
aus Sicht der Wohnungswirtschaft die bes-
sere Lösung. 

Der GdW favorisiert zunächst die Lösung, 
die ohne gesetzliche Regelung durch 
Änderung der Lastschriftbedingungen die 
Umstellung auf das SEPA-Verfahren voll-
zieht – dies entspricht auch einem Vor-
schlag des Zentralen Kreditausschusses 
(ZKA). Die Regelung würde es erlauben, 
die bestehenden Lastschriftmandate auto-
matisch auf SEPA überzuführen, ohne vom 
Kunden ein neues SEPA-Lastschriftmandat 
einholen zu müssen. Grundlage für diese 
Verfahrensweise bildet das Urteil des XI. 
Zivilsenats des Bundesgerichtshofes (BGH) 
vom 20. Juli 2010 (Az. XI ZR 236/07). Auf-
grund des seit dem 31. Oktober 2009 gel-
tenden neuen Zahlungsrechts wird der 
Kreditwirtschaft demnach die Möglichkeit 
eingeräumt, künftig in den „Bedingungen 
für Zahlungen mittels Lastschrift im Ein-
zugsermächtigungsverfahren“ zu verein-
baren, dass die bisherige Einzugsermächti-
gung die Qualität einer Autorisierung der 
Zahlung durch den Zahler gegenüber der 
Zahlstelle erhält – die sogenannte Vorauto-
risierungsvereinbarung zur Einzugsermäch-
tigung. Bestehende Rechtsunsicherheiten 
könnten daneben durch eine flankierende 
Gesetzgebung behoben werden. 

Die aktuellen Verhandlungen zur SEPA-
Verordnung werden voraussichtlich noch 
in diesem Jahr mit einem Kompromissvor-
schlag abgeschlossen. (schi/gebh) n

➦ Die Stellungnahme des GdW zum Verord-

nungsvorschlag der Europäischen Kommission 

zu SEPA finden Sie auf www.gdw.de

Lastschriftverfahren: GdW und Deutscher SEpARat begrüßen die vom  
Europäischen parlament vorgeschlagene Kontinuitätsregel

Brüssel/Berlin – Zwischen dem Europäischen parlament, der Kommission und dem Rat finden derzeit sogenannte trilog
Verhandlungen zu Änderungsvorschlägen am Entwurf der SEpA (Single Euro payments Area)Verordnung statt. Ende Juli 
2011 hatte der Ausschuss für Wirtschaft und Währung des Europäischen parlaments (ECON) seine Änderungsvorschläge 
zum Vorschlag der Kommission vorgelegt. An den ECONVorschlägen ist aus deutscher Sicht interessant, dass es jetzt  
eine Kontinuitätsregelung geben soll, nach der auch die bisherigen Zahlungssysteme beibehalten werden können. 

Bundesregierung lehnt Erhöhung der Städtebauförderung für 2012 ab

Berlin – Die Bundesregierung lehnt im Zuge der Haushaltskonsolidierung eine Erhöhung der Städtebauförderung ab. Das 
hat sie in einer Antwort auf eine Stellungnahme des Bundesrates klargestellt. Der Bundesrat hatte Ende September 2011 
gefordert, die Städtebauförderung wieder auf das Niveau von 2010 anzuheben.
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Olaf Mangold
Wissenschaftlicher  
Mitarbeiter des GdW

ANALySE
Im Vordergrund der Argumentation der 
Bundesregierung steht der Wille, einen 
nachhaltigen Konsolidierungskurs auf allen 
staatlichen Ebenen stringent weiter zu ver-
folgen. So will die Regierung nicht nur den 
Vorgaben des Übergangspfades zur neuen 
Schuldenregel Rechnung tragen, sondern 
sogar einen Sicherheitsabstand zur Ober-

grenze des strukturellen Defizits anstreben. 
Der Bund habe eine wesentlich größere 
Konsolidierungsaufgabe, weil er sich im 
Zuge der Finanzkrise überdurchschnittlich 
stark verschuldet habe, so die Bundesregie-
rung. Auch die Städtebauförderung habe 
von den Maßnahmen zur Abfederung der 
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➥ Fortsetzung von Seite 2     dern aufgenommen worden seien. Ziel 
der Föderalismusreform I sei allerdings 
nicht die dauerhafte Mitfinanzierung frü-
herer Gemeinschaftsaufgaben, sondern im 
Endergebnis ein vollständiger Rückzug des 
Bundes aus diesen Gebieten gewesen, so 
die Regierung.

Die SPD-Bundestagsfraktion stellt in einer 
Kleinen Anfrage zur Halbzeitbilanz der Bun-
desregierung (17/7296) fest, dass deren 
Arbeitsergebnis ernüchternd sei. Zentrale 
Projekte des Koalitionsvertrages seien nicht 
umgesetzt oder lägen brach. Bei der Ent-
wicklung der Städte und Gemeinden betä-
tige sich der Bundesminister Dr. Peter Ram-
sauer als Abbruchminister. Die SPD-Fraktion 
fragt, warum seit 2009 keine Neuregelung 
der Altschuldenhilfe für ostdeutsche Woh-
nungsunternehmen vorgelegt wurde. Ange-
sichts der Haushaltskonsolodierungsvorga-
ben sieht die Bundesregierung gegenwärtig 
die Priorität bei der Finanzierung der Städ-
tebauförderung, lautet eine der Antworten 
in der Anfrage. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung werde 
die Leerstandsentwicklung und die Situa-
tion der Wohnungsunternehmen kontinu-
ierlich beobachten. Es beabsichtige, im Jahr 
2012 im Rahmen der Berichterstattung zum 
Stadtumbau Ost, das Thema Altschulden-
hilfe erneut zu prüfen. Die Verhandlungen 
zur Wohnraumförderung seien zwischen 
Bund und Ländern noch nicht abgeschlos-
sen, so die Bundesregierung. Beim Gesetz-

entwurf über steuerliche Anreize für die 
energetische Sanierung prüfe die Bundes-
regierung derzeit, wie sie weiter vorgehen 
werde. In einer weiteren Kleinen Anfrage der 
SPD-Bundestagsfraktion (17/7297) führt die 
Bundesregierung aus, dass in Kürze zur bes-
seren Durchsetzbarkeit der Vermieterrechte 
ein Entwurf eines Mietrechtsänderungsge-
setzes vorgestellt werde. Außerdem werde 
geprüft, wie die Möglichkeit der Information 
des Vermieters im Vorfeld eines Mietvertra-
ges verbessert werden könne. 

„Die Halbzeitbilanz der Bundesregierung ist 
für die Wohnungswirtschaft in der Tat alles 
andere als befriedigend. Zu viele Baustellen 
sind noch offen“, urteilte der GdW-Präsi-
dent Axel Gedaschko. Die Mietrechtsre-
form müsse endlich kommen und die Städ-
tebauförderung müsse dringend wieder 
aufgestockt werden. Gedaschko reagierte 
mit Unverständnis auf Überlegungen der 
Regierungskoalition, den Verkehrsbereich 
um eine weitere Milliarde Euro zu erhö-
hen, aber nicht das Programm „Altersge-
recht Umbauen“ wieder mit 100 Millionen 
Euro Fördermitteln auszustatten: „Die beste 
Verkehrsinfrastruktur nützt nichts, wenn 
die Städte erodieren. Und anders als beim 
Schlagloch reicht es dann nicht aus, eine 
neue Asphaltdecke aufzubringen: Woh-
nungsmärkte reagieren langfristig. Wer-
den Strukturen beschädigt, dauert es sehr 
lange, sie wieder auf Linie zu bringen“, so 
Gedaschko. n

Folgen der Finanzkrise profitiert. Aus dem 
Konjunkturpaket I seien jeweils 20 Millio-
nen Euro im Jahr 2009 für die Programme 
Stadtumbau Ost und Stadtumbau West 
zur Verfügung gestellt worden. Die Städte 
und Gemeinden profitierten noch in den 
nächsten Jahren erheblich von den Verstär-
kungen, da diese in fünf Jahresscheiben bis 
2013/2014 ausfinanziert würden. Entspre-
chend lehnt die Bundesregierung auch die 
Forderung des Bundesrates ab, die Städ-
tebauförderung auf das Niveau des Jahres 
2010 anzuheben. Die Städtebauförderung 
müsse auch einen Beitrag zur Konsolidie-
rung leisten. 

Ebenfalls lehnt die Regierung auch die For-
derungen des Bundesrates ab, das CO2-
Gebäudesanierungsprogramm deutlich 
besser auszustatten sowie das Programm 
„Altersgerecht Umbauen“ der KfW Banken-
gruppe auf angemessenem Niveau fortzu-
führen. Das Programm sei im Rahmen des 
Konjunkturpaketes I bereitgestellt worden 
und bis Ende 2011 befristet, so dass eine 
Weiterführung über diesen Zeitpunkt hin-
aus nicht vorgesehen sei. Ferner werde die 
Schaffung von altersgerechtem Wohnraum 
auch im Rahmen der sozialen Wohnraum-
förderung gefördert. Die Bundesregierung 
führt weiter aus, dass mit Blick auf die Neu-
festlegung der Kompensationsleistungen 
des Bundes nach Artikel 143c Grundge-
setz Gespräche zwischen Bund und Län-

„Eine wesentliche Ursache für die Schief-
lage der kommunalen Finanzsituation und 
speziell der Landkreise sind die Ausgaben 
für soziale Leistungen“, erklärte Henneke. 
„Die Landkreise tragen hier die Hauptbe-
lastung. Mittlerweile macht dieser Bereich 
70 Prozent bis 80 Prozent der Kreishaus-
halte aus. Dadurch werden Jahr für Jahr 
immense Mittel fest gebunden, die für 
andere wichtige Zukunftsinvestitionen feh-
len, sei es im Straßenbau, beim (Um-)Bau 
und der Unterhaltung von Schulen oder für 
den Ausbau der Kindertagesbetreuung.“

Bezogen auf den Bereich der Sozialhilfe 
würden pro Kopf rechnerisch 266 Euro 
(Vorjahr: 255 Euro) netto in die Sozialhilfe 

fließen, wobei wie in den Vorjahren der 
mit Abstand größte Teil der Nettoausga-
ben (57 Prozent) in die Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen aufgewendet 
würde. Die davon hauptbelasteten Land-
kreise seien strukturell unterfinanziert 
und verfügten nicht über die Instrumente, 
daran etwas zu ändern. „Die maßgebli-
chen kostenträchtigen Sozialleistungen 
wie die Sozialhilfe, die Grundsicherung 
für Arbeitsuchende und die Jugendhilfe 
werden vom Bund bestimmt. Die Folge 
ist, dass unser Bestand an Kassenkredi-
ten mittlerweile auf sieben Milliarden Euro 
und damit auf mehr als ein Drittel unserer 
Gesamtverschuldung angewachsen ist“, 
verdeutlichte Henneke.

Deshalb müsse unbedingt weiter nach 
einer strukturellen Lösung für eine Konsoli-
dierung der Kreisfinanzen gesucht werden. 
„Zwar ist die in der Gemeindefinanzkom-
mission verabredete Entlastung der kom-
munalen Ebene um die Finanzierungslas-
ten der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung eine deutliche Hilfe. 
Allerdings sind weitere, strukturelle Korrek-
turen erforderlich. Es ist bedauerlich, dass 
bislang nicht der Mut aufgebracht wurde, 
im Bereich der Rechtsetzung und der Stan-
dards substanzielle Verbesserungen für die 
Kommunen zu verankern.“ Dieses Thema 
müsse daher unbedingt von Bund und Län-
dern weiterverfolgt werden, so Henneke.
  (leis/kell/schi) n

Sozialhilfeausgaben wachsen auf über 21 Milliarden Euro – Landkreise  
fordern strukturelle Korrekturen

Berlin – Die Daten des Statistischen Bundesamtes zu den Sozialhilfeausgaben zeigen für 2010 einen Anstieg der Aus
gaben um 3,9 prozent gegenüber dem Vorjahr, auf einen neuen Höchststand von 21,7 Milliarden Euro netto. pro Kopf 
wurden in Deutschland 2010 für die Sozialhilfe rechnerisch 266 Euro netto aufgewendet. Der Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Landkreistages, prof. Dr. HansGünter Henneke, nahm dies zum Anlass, auf die ungebrochene Dynamik der 
Gesamtausgaben der Landkreise für soziale Leistungen hinzuweisen. 
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850 Vertreterinnen und Vertreter aus Poli-
tik, Verwaltungen, Wissenschaft und Zivil-
gesellschaft, Wirtschaft und planenden 
Berufen trafen sich in diesem Rahmen am 
„Runden Tisch der Städte und Gemein-
den“, um aktuelle Fragestellungen der 
Stadtentwicklung zu diskutieren. Am ers-
ten Kongresstag stand dabei die Städte-
bauförderung im Mittelpunkt, während 
am zweiten Tag wichtige Herausforderun-
gen der Stadtentwicklung und strategische 
Handlungsoptionen diskutiert wurden.

„Die Städtebauförderung war, ist und bleibt 
ein Erfolgsmodell. Die Bundesregierung 
bekennt sich ausdrücklich dazu und wird 
auch in Zukunft die Städte und Gemein-
den bei notwendigen Investitionen in ihre 
Stadtentwicklung unterstützen“, erklärte 
Bundesbauminister Dr. Peter Ramsauer 
anlässlich des Kongresses. „Der Entwurf 
unseres Bundeshaushaltes für 2012 sieht 
410 Millionen Euro für die Städtebauför-
derung vor. Damit werden alle Programme 
fortgesetzt. Das Programm ‚Energetische 
Stadtsanierung‘ kommt mit 92 Millionen 
Euro ergänzend hinzu“, so Ramsauer. 
Die Städtebauförderung in Deutschland 
feiert in diesem Jahr ihr 40-jähriges Jubi-
läum. „Der Bund hat unseren Städten und 
Gemeinden seit Beginn der Förderung rund 
14 Milliarden Euro für die Bewältigung des 
wirtschaftlichen, demografischen, sozialen 
und ökologischen Wandels zur Verfügung 
gestellt“, erklärte Ramsauer. „Fast 10.000 
Maßnahmen in rund 6.600 Kommunen 
konnten durch die Städtebauförderung 
unterstützt werden.“

Innovative Stadtentwicklungspolitik 
verlangt solide Kommunal finanzen 
„Bund, Länder und Kommunen sind ver-
pflichtet, gemeinsam verlässliche und 
zukunftssichere Rahmenbedingungen für 
die Entwicklung der Städte und Gemein-
den herzustellen und damit auch die wirt-
schaftliche Entwicklung in den Ländern zu 
fördern“, sagte der Vorsitzende der Baumi-
nisterkonferenz, Dr. Carsten Kühl, anläss-
lich des Bundeskongresses. Die demo-
grafischen, sozialen, ökonomischen und 
klimatischen Herausforderungen in einer 
globalisierten Wirtschaft erforderten die 

gute Kooperation der föderalen Ebenen. 
Dazu gehöre auch eine finanzielle Ausstat-
tung, die es den Städten und Gemeinden 
ermöglicht, ihren Aufgaben nachzukom-
men.

Seit der Finanz- und Wirtschaftskrise befän-
den sich die kommunalen Haushalte in 
einer strukturellen Schieflage. Insbesondere 
die seit dem Jahr 2008 ohne Gegenfinan-
zierung durchgeführten Steuerentlastun-
gen führten zu Mindereinnahmen in den 
Haushalten von Städten, Gemeinden und 
Landkreisen in Rheinland-Pfalz von dauer-
haft rund 220 Millionen Euro im Jahr. Der 
Versuch, das System der Kommunalsteuern 
vor allem durch eine Reform der Gewer-
besteuer in der Gemeindefinanzkommis-
sion wieder auf eine solide Grundlage zu 
stellen, sei letztlich am Widerstand der 
Bundesregierung gescheitert. Das positive 
Ergebnis der Gemeindefinanzkommission 
bestand in der dringend überfälligen Über-
nahme der Kosten für die Grundsicherung 
durch den Bund. 

Kühl bekräftigte seine Forderung an die 
Bundesregierung, sich auch nach der Über-
nahme der Kosten für die Grundsicherung 
weiter für die möglichst rasche und nach-
haltige Umsetzung von Maßnahmen zur 
Entlastung der Kommunalhaushalte einzu-
setzen. Solange bei der Neuordnung des 
Systems der Kommunalsteuern keine Eini-
gung mit der Bundesregierung zu erzielen 
sei, sollte bei den Steuereinnahmen durch 
die Abschaffung nicht gerechtfertigter 
Steuersubventionen und durch die Weiter-
leitung der dadurch zusätzlich erzielten Ein-
nahmen an die Kommunen eine Entlastung 
der Kommunalhaushalte erreicht werden. 
„Zum Beispiel durch die lange diskutierte, 
von kaum jemandem bestrittene und wirk-
lich überfällige Abschaffung einiger ausge-
wählter Ermäßigungstatbestände bei der 
Umsatzsteuer – wie etwa bei Hotelüber-
nachtungen, Bergbahnfahrten, Tierfutter 
und Schnittblumen – könnte ein Mehr-
aufkommen von etwa 1,5 Milliarden Euro 
erzielt werden, das den Kommunen zuflie-
ßen könnte“, argumentierte Kühl. Er schlug 
vor, den bisherigen Anteilssatz in Höhe 
von 2,2 Prozent um einen entsprechenden 

Axel Gedaschko 
Präsident des GdW

Was sagen Sie zum thema 40 Jahre 
Städtebauförderung – eine „Erfolgs
geschichte“?
Gedaschko: „Die Städtebauförderung 
ist eindeutig ein Erfolgsmodell, das nicht 
kaputtgespart werden darf. Der Bund ist 
daher aufgefordert, zu einer Stadtent-
wicklungspolitik zurückzukehren, die mit 
hoher Kontinuität über viele Jahrzehnte 
und im Konsens aller im Bundestag ver-
tretenen Parteien Deutschlands Städte zu 
attraktiven und leistungsfähigen Zentren 
des gesellschaftlichen Lebens gemacht 
hat. Im Gegensatz zum Verkehr, wo ein 
Stück unfertige Autobahn oder eine nicht 
ausgebaute Zugverbindung sofort und 
direkt große Empörung auslösen, werden 
die Folgen gekürzter Städtebauförderung 
in den Städten erst mit Verzögerung sicht-
bar. Dafür werden sie aber umso schwie-
riger und nur mit immensem Aufwand zu 
reparieren sein.“

Wie bewerten Sie den aktuellen Stand 
der Städtebauförderung?
Gedaschko: „Die für die Städtebauför-
derung derzeit vorgesehenen 410 Milli-
onen Euro sind bei weitem nicht ausrei-
chend. Bereits im letzten Jahr wurden 
die Finanzmittel für die Städtebauför-
derung auf 455 Millionen Euro gekürzt. 
Wir brauchen eine starke Städtebauförde-
rung. Sie ist essenziell für die Bewältigung 
des demografischen und wirtschaftlichen 
Wandels. Zudem ist die Städtebauför-
derung keine Subvention, sondern die 
finanzielle Beteiligung des Staates bei der 
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben – 
nämlich der Entwicklung der Städte. Sie 
hat immense investive Effekte und damit 
volkswirtschaftlichen Nutzen. Die Städte-
bauförderung stärkt Gewerbetreibende 
und Hauseigentümer in den geförderten 
Quartieren und kommt damit vor allem 
dem Mittelstand zugute. Bleibt die Bun-
desregierung bei den derzeit vorgesehen 
Mitteln im Bundeshaushalt 2012, wird 
das am Wohnungsmarkt nicht spurlos 
vorbeigehen.“ 

Wie sieht eine starke Städtebauför
derung aus Ihrer Sicht im besten Fall 
aus? 
Gedaschko: „Diese Frage lässt sich ein-
fach beantworten: Die Bundesregierung 
muss die Städtebauförderung mindestens 
auf das Vorjahresniveau anheben und die-
ses Niveau auch für die folgenden Jahre 
festschreiben.“

NACHGEFRAGt
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Wert zu erhöhen, um das gesamte Mehr-
aufkommen aus der Abschaffung ausge-
wählter Umsatzsteuerprivilegien den Kom-
munen zur Verfügung stellen zu können. 
  (rudo/wenn/schi) n

Kongress Nationale Stadtentwicklungspolitik: Städ
tebauförderung und Kommunalfinanzen im Fokus

Kassel – Zum  fünften Bundeskongress Nationale Stadtentwicklungspolitik, den 
Bund, Länder, der Deutsche Städtetag und der Deutsche Städte und Gemein
debund am 12. und 13. Oktober 2011 gemeinsam veranstaltet haben, lobte 
Bundesbauminister Dr. peter Ramsauer die Städtebauförderung als dauerhaf
tes Erfolgsmodell. Der rheinlandpfälzische Finanzminister und Vorsitzende der 
Bauministerkonferenz, Dr. Carsten Kühl, forderte von der Bundesregierung für 
eine innovative Stadtentwicklungspolitik Maßnahmen zur Entlastung der Kom
munalhaushalte.
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VdW-Verbandsdirektor Xaver Kroner bei seiner 
Rede zur Fachtagung.

Prof. Dr. Manuel Frondel vom Rheinisch-
Westfälischen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (RWI) referierte über Kosten und 
Risiken der Energiewende. „Wir könnten 
die Energiewende durchaus stemmen“, 
erklärte Frondel. Der nukleare Ausstieg 
allein sei uneingeschränkt machbar. Jedoch 
erfolge der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien auf sehr ineffiziente Weise, kritisier-
te der Wissenschaftler. „Die Verbraucher 
müssen sich darauf einstellen, dass Strom 
zukünftig nicht mehr rund um die Uhr mit 
einer Spannung von konstant 220 Volt und 
einer festen Frequenz von 50 Hertz zur Ver-
fügung steht“, so Frondel. Um die fehlende 
Kraftwerksleistung auszugleichen, müss-
ten zwischen 65 und 74 Milliarden Euro 
in den Bau von neuen Steinkohle- bezie-
hungsweise Erdgaskraftwerken investiert 
werden.

Energiewende gefährdet
Kein gutes Haar ließ der Wissenschaftler 
am Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Ein 
schlechtes Zeugnis stellte er vor allem der 
Kosteneffizienz aus. So habe die Fotovoltaik 
einen sehr geringen Anteil an der Brutto-
stromproduktion von zwei Prozent im Jahr 
2010, beanspruche aber den Löwenanteil 
der Vergütungen. Das EEG habe mit den 
Einspeisevergütungen für eine langfristige 
Weichenstellung gesorgt. Die realen Zusatz-
kosten für die zwischen 2000 und 2010 
installierten Fotovoltaikanlagen würden bis 
2030 rund 81,5 Milliarden Euro in heutigen 
Preisen betragen. „Wenn es nicht gelingt, 
die Fotovoltaik-Förderung stark einzudäm-
men und somit die Kosten zu senken, sehe 
ich die Energiewende gefährdet“, lautete 
das Fazit von Prof. Frondel.

politik muss die Weichen stellen
Die Wohnungswirtschaft im Wildwasser-
kanal – so betitelte Axel Gedaschko, Prä-
sident des GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen, 
seinen Vortrag. Die politischen Rahmenbe-
dingungen würden derzeit dazu führen, 
dass das Flussbett für den „großen Tan-
ker Wohnungswirtschaft“ immer enger 
werde, kritisierte der GdW-Präsident. Die 
Bundesregierung schaffe es derzeit nicht, 
die passenden Weichen zu stellen, als Bei-
spiele nannte er die lang erwartete Miet-
rechtsreform, die Städtebauförderung und 
die Klimaschutzpolitik. „Bleibt es bei den 
derzeitigen Haushaltsmittel-Ansätzen, ste-

hen bei Gebäudesanierung, Städtebauför-
derung und altersgerechtem Umbau von 
Wohnungen drastische Einschnitte bevor. 
Das wird am Wohnungsmarkt nicht spurlos 
vorbeigehen“, sagte der GdW-Präsident. 
Unverständnis äußerte er über die Wei-
gerung des Bundesrates, dem Gesetz zur 
steuerlichen Förderung von energetischen 
Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäu-
den zuzustimmen. Hier sei ein gemein-
schaftliches Handeln von Bund und Län-
dern dringend gefordert.

eine maximale Wirkung entfalten können, 
forderte Gedaschko und verwies auf den 
volkswirtschaftlichen Multiplikatoreffekt 
bei Städtebauförderung und Gebäudes-
anierung. Neue Gefahr drohe derzeit aus 
Brüssel, wo die Europäische Union eine 
Sanierungsquote von jährlich drei Prozent 
bei „öffentlichen Gebäuden“ festschreiben 
wolle. Durch unterschiedliche Interpretati-
onen des Begriffs bei den Mitgliedstaaten 
wären in Deutschland auch die kommuna-
len Wohnungsunternehmen betroffen. 

Weg in ein neues Energiezeitalter
Staatsminister Dr. Marcel Huber, Leiter 
der bayerischen Staatskanzlei, referierte 
über „Bayerns Weg in ein neues Energie-
zeitalter“. Mit der Energiewende werde 
die Energieversorgung der Zukunft neu 
geschrieben. Der Anteil der erneuerba-
ren Energien bei der Stromerzeugung solle 
innerhalb der nächsten zehn Jahre 50 Pro-
zent betragen. Von den drastischen Stei-
gerungen bei der Energieeffizienz sei unter 
anderem die Wohnungswirtschaft betrof-
fen. „Deutschland ist ein starkes Land, das 
sich große Ziele zutrauen kann“, sagte 
Huber. Hier sei ein gesellschaftlicher Kon-
sens nötig, der mehr Mut und weniger Wut 
erforderlich mache. Bei der Sanierung von 
öffentlichen Gebäuden werde der Freistaat 
mit gutem Beispiel vorangehen, Strom solle 
nach der Sanierung nur noch aus erneuer-
baren Energien kommen. Für die europäi-
sche Gebäuderichtlinie forderte der Staats-
minister eine eins zu eins Umsetzung und 
sprach sich gegen einen deutschen Sonder-
weg aus. Realismus zeigte er auch bei der 
Wirtschaftlichkeit von Modernisierungs-
maßnahmen. Die energetische Sanierung 
müsse sich für die Wohnungsunterneh-
men rechnen. „Am Wirtschaftlichkeitsge-
bot wird nicht gerüttelt und mit uns wird es 
keine Zwangssanierungen geben“, betonte 
Huber. 

Wohnungsbau muss planbar bleiben
Auch VdW-Verbandsdirektor Xaver Kro
ner stellte die Energiewende und ihre Fol-
gen in den Mittelpunkt seiner Rede. Die 
Verbandsmitglieder stünden vor einer gro-
ßen Herausforderung, denn sie müssten 
ein Produkt, das einen Lebenszyklus von 
vielen Jahrzehnten aufweist und zu den 
kapitalintensivsten gehört, nicht nur am 
Markt unterbringen, sondern dauerhaft 

Fachtagung der bayerischen Wohnungsunternehmen: Energiewende und  
Finanzkrise im Mittelpunkt der Diskussionen

Reit im Winkl – Vom 10. bis 12. Oktober veranstaltete der Verband bayerischer Wohnungsunternehmen e. V. (VdW Bay
ern) seine traditionelle Herbstfachtagung „VdW im Dialog“. Der Vorsitzende des Gesamtvorstandes, Mario Dalla torre, 
konnte rund 600 teilnehmer aus politik, Wirtschaft und Wissenschaft begrüßen. Die zentralen themen des „politischen 
Montags“ waren die Energiewende und die Finanzkrise sowie deren Auswirkungen auf die Wohnungswirtschaft.

Ein weiteres Beispiel für die Unberechen-
barkeit der Politik sei das Gebäudesanie-
rungsprogramm der KfW Bankengruppe. 
Viele Wohnungsunternehmen würden der-
zeit abwarten und keine neuen Projekte 
beginnen, da die Förderichtlinien und Zins-
konditionen nicht überschaubar seien. In 
Folge sei die Nachfrage nach Fördermit-
teln in diesem Jahr um 60 Prozent einge-
brochen. Die 1,5 Milliarden Euro, die der 
Bund bis 2014 jährlich für die KfW-För-
derung eingeplant habe, seien ein guter 
Anfang. „Was wir brauchen, ist eine Ver-
stetigung der Mittel auf hohem Niveau“, 
so Gedaschko. Um die Klimaschutzziele 
der Bundesregierung zu erreichen, wären 
jährlich fünf Milliarden Euro für die Gebäu-
desanierung nötig. Staatliche Mittel soll-
ten zudem so eingesetzt werden, dass sie 
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Aktueller Zahlenspiegel 10/2011
Rahmendaten zur Wohnungswirtschaft in Deutschland

Bevölkerung 2. Vierteljahr Veränderung
2010 2011 gegen Vorjahr

Bevölkerungsstand (1.000 Einwohner) 81.774 81.724 -0,0%

Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 2. Vierteljahr Veränderung
Veränderung gegen Vorjahr 2010 2011 gegen Vorjahr
auf Basis der Preise von 2000 Mrd. Eur; in jeweiligen Preisen preisbereinigt

Bruttoinlandsprodukt (Mrd. EUR) 607,0 629,4 +2,8%
dar.: Bauinvestitionen (Anlageinvestitionen Bauten) 63,6 67,0 +2,4%
 dar.: Wohnbauten 35,5 37,9 +3,7%

Verbraucherpreisindex September Veränderung
(2005 = 100) 2010 2011 gegen Vorjahr

Verbraucherpreisindex aller privaten Haushalte 108,3 111,1 +2,6%

Mietpreisindex September Veränderung
(2005 = 100) 2010 2011 gegen Vorjahr

Wohnungsmiete (einschl. Nebenkosten) insgesamt 106,1 107,5 +1,3%
Wohnungsmiete (inkl. Miete von Eigentumswohnungen)* 106,0 107,4 +1,3%

Altbauwohnungen 107,0 108,3 +1,2%
Neubauwohnungen 105,8 107,2 +1,3%

Index der Mietnebenkosten September Veränderung
(2005 = 100) 2010 2011 gegen Vorjahr

Wasserversorgung 107,1 108,4 +1,2%
Müllabfuhr 104,4 104,8 +0,4%
Abwasser 107,3 109,4 +2,0%
Andere Nebenkosten 108,4 110,4 +1,8%

Index der Energiekosten September Veränderung
(2005 = 100) 2010 2011 gegen Vorjahr

Strom 130,9 140,2 +7,1%
Gas 118,7 125,1 +5,4%
Flüssige Brennstoffe 124,2 153,7 +23,8%
Feste Brennstoffe 117,1 123,5 +5,5%
Zentralheizung/Fernwärme 122,6 134,8 +10,0%

Baupreisindex (2005 = 100) 3. Vierteljahr Veränderung
(ohne Umsatzsteuer) 2010 2011 gegen Vorjahr

Bauleistungen (Neubau) am Wohngebäude 111,3 114,5 +2,9%

Rohbauarbeiten 111,2 114,4 +2,9%
Ausbauarbeiten 111,4 114,6 +2,9%

Baulandpreise 1. Vierteljahr Veränderung
(in EUR je qm) 2010 2011 gegen Vorjahr

Kaufwerte für baureifes Bauland (EUR je qm) 128,10 129,92 +1,4%
Geschäftsgebiet 216,35 195,71 -9,5%
Geschäftsgebiet mit Wohngebiet gemischt 149,05 127,68 -14,3%
Wohngebiet 144,75 153,75 +6,2%
Industriegebiet 25,53 15,39 -39,7%
Dorfgebiet 34,49 47,99 +39,1%

Index des Auftragseinganges im Baugewerbe Juli Veränderung
(Wertindex 2005 = 100)1 2010 2011 gegen Vorjahr

Hoch- und Tiefbau 122,9 133,9 +9,0%
Wohnungsbau 113,6 132,2 +16,4%

Wohnungsbaugenehmigungen1 Januar bis August Veränderung
2010 2011 gegen Vorjahr

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 121.663 148.142 +21,8%
dar.: Wohnungen (Neubau) in Einfamilienhäusern 51.295 63.265 +23,3%

 Wohnungen (Neubau) in Zweifamilienhäusern 10.854 11.784 +8,6%

 Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 41.894 52.236 +24,7%
 davon: Eigentumswohnungen 21.243 30.011 +41,3%
  Mietwohnungen 20.651 22.225 +7,6%

Quelle: Statistisches Bundesamt   © GdW   GdW Hoffmann-Weschke

1)  Die Wohnungsbaufertigstellungen werden nur noch jährlich vom Statistischen Bundesamt gemeldet.  
Die Fertigstellungen für 2010 wurden mit dem Aktuellen Zahlenspiegel August 2011 veröffentlicht.

AuS DEN VERBÄNDEN

➥ Fortsetzung von Seite 5  

marktgängig halten. Erschwerend komme 
hinzu, dass zur Kernzielgruppe dieser Woh-
nungsunternehmen auch die einkommens-
schwächsten Menschen in Bayern zählen. 
Die in Herstellung und Bewirtschaftung so 
teuren Wohnungen sollten also in der Ver-
mietung möglichst billig bleiben. „Deshalb 
sind die Vertreterinnen und Vertreter der 
bayerischen Wohnungsunternehmen dar-
auf angewiesen, dass Wohnungsbau und 
Wohnungsbewirtschaftung planbar blei-
ben“, stellte Kroner klar. 

Leider würden die Rahmenbedingungen 
bei den wichtigen Bereichen Wohnraum-
förderung und energetische Sanierung 
immer schlechter. Als Beispiel nannte Kro-
ner die soziale Wohnraumförderung, auf 
die die Europäische Kommission aktuell 
über das Wettbewerbsrecht Einfluss neh-
men wolle. Bei Bau und Sanierung von 
Wohngebäuden belaste der Staat die Men-
schen zusätzlich, indem er ihnen höhere 
Kosten auferlege, um die Politikziele Ener-
giewende und Klimaschutz zu erreichen. 
Dabei gebe es Gewinner – die Baubetriebe 
und Baustoffproduzenten – und Verlierer – 
alle diejenigen die Wohngebäude als Ziel-
objekte besitzen sowie die Mieter, auf die 
die Investitionskosten später anteilig umge-
legt würden. „Wenn die übergeordneten 
Politikziele diese Belastungen notwendig 
machen, dann muss die Politik einen fairen 
Interessenausgleich zwischen den Bürge-
rinnen und Bürgern und zwischen Unter-
nehmen herstellen. Und sie muss endlich 
mit aller Deutlichkeit sagen, dass die Ver-
folgung und Erreichung dieser Politikziele 
keine Win-Win-Situation für alle darstellt, 
kein Nullsummenspiel, sondern richtig Geld 
kostet“, sagte Kroner. 

Der Verbandsdirektor betonte, dass für 
Planungssicherheit in diesem schwierigen 
Umfeld, verlässliche Förderprogramme drin-
gend nötig seien. Der politische Umgang 
mit den wohnungswirtschaftlichen Förder-
programmen biete aber das Gegenteil von 
Planbarkeit. „Alle paar Wochen ändert die 
KfW ihre Förderbedingungen und das nicht 
nur bei den Zinssätzen“, kritisierte Kroner. 
Eine Förderpolitik nach momentaner Kas-
senlage habe mit der Planbarkeit von Inves-
titionen nichts zu tun. Die Wohnraumför-
derung in Bayern sei keinesfalls überflüssig, 
meinte Kroner mit Blick auf die sinkende 
Inanspruchnahme des Bayerischen Moder-
nisierungsprogramms. „Aber wir müssen 
daran arbeiten, dass die Förderprogramme 
zu Politikzielen und zum Bedarf der Woh-
nungsunternehmen gleichermaßen pas-
sen!“ Dann würden sie auch die optimale 
Wirkung für die Menschen in Bayern ent-
falten, die auf bezahlbaren Wohnraum 
angewiesen sind. (stra/schi) n
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Anzeige

Datenschutz – Grundlagen 7. und 8. November 2011, Bochum

Bei diesem Seminar erfährt der zu bestellende Datenschutzbeauftragte in systematischer 
Herangehensweise, welche Anforderungen das Bundesdatenschutzgesetz an das Woh-
nungsunternehmen stellt und wie diese praxisgerecht im Unternehmen umgesetzt wer-
den können. Aber auch die Diskussion der von den Teilnehmern vorgetragenen Themen 
bildet einen wesentlichen Schwerpunkt der Veranstaltung.
Weitere Infos: EBZ, Sabine Thielemann, Telefon: 0234/9447510, E-Mail: s.thielemann@e-b-z.de

Zentrale Rechtsfragen aus dem Genossenschaftsrecht 8. November 2011, München

Dieses Seminar greift sich aus dem gesamten Genossenschaftsrecht zahlreiche interessante 
und praxisrelevante Einzelaspekte heraus, um diese vertieft darstellen zu können. Die 
dargestellten Problemstellungen sind für die Praxis von großer Bedeutung. Da es sich um 
einen „Workshop“ handelt, können nach dem Wunsch der Teilnehmer auch alle anderen, 
in der Beschreibung nicht genannten Fragestellungen besprochen werden.
Weitere Infos: VdW Bayern, Katja Kaiser-Himmelsbach, Telefon: 089/290020302,  

Internet: www.vdwbayern.de 

Fassadendämmung einmal anders 15. November 2011, Hannover

In diesem Seminar werden normkonforme Verfahren vorgestellt, die mit moderaten 
Dämmstoffdicken beziehungsweise partiellen Schwachstellenlösungen an den Wärme-
brücken und einer entsprechenden Anlagentechnik die grundsätzlichen Anforderungen 
der Energieeinsparverordnung (EnEV) erfüllen und gleichzeitig Schadensfreiheit und Wirt-
schaftlichkeit sicher stellen. 
Weitere Infos: vdw Niedersachsen Bremen, Annegret Dettmer, Telefon: 0511/1265125,  

E-Mail: a.dettmer@vdw-online.de 

OnlineMarketing 21. November 2011, Lübeck

Ziel dieses Seminars ist es aufzuzeigen, welche modernen und aktuellen Handlungsfelder 
das Online-Marketing, zum Beispiel durch Social Web-Anwendungen, für Wohnungsun-
ternehmen bietet. Den Teilnehmern wird hierzu ein aktueller, praxisnaher und umfassender 
Überblick über die verschiedenen Handlungsmöglichkeiten gegeben.
Weitere Infos: VNW, Andrea Schwoch, Telefon: 040/52011224, E-Mail: schwoch@vnw.de

Dienstleistungen rund ums Wohnen 22. November 2011, Berlin

Diese Tagung informiert über rechtliche Rahmenbedingungen zur Vertragsgestaltung mit 
Dienstleistern und stellt gelungene Praxisbeispiele aus der Wohnungs- und Immobilien-
branche vor. Dabei stehen unter anderem Erfahrungen mit Dienstleistungen für Ältere, 
aber auch der Umgang mit den neuen Medien im Fokus.
Weitere Infos: BBA, Sandra Niedergesäß, Telefon: 030/23085514,  

Internet: www.bba-campus.de/kalender 
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„Das Urteil beruht zwar auf einem in der Praxis eher seltenen Fall, dass eine Wohnungs-
genossenschaft neben den Genossenschaftsanteilen auch eine Mietkaution verlangt. 
Die Entscheidung ist jedoch insofern von grundsächlicher Bedeutung, als das Gericht er-
freulicherweise – anders als zum Beispiel das AG Saarbrücken in seinem Urteil vom 24. 
Juli 2007 – das Rechtsverhältnis der Genossenschaft zu ihren Mitgliedern auf der einen 
Seite und dem Nutzungsverhältnis über die Genossenschaftswohnung auf der ande-
ren Seite klar getrennt hat. So darf die mietrechtliche Kautionsvorschrift des § 551 BGB 
auch nicht den Umfang der Beteiligung mit Genossenschaftsanteilen begrenzen. Der 
Rechtsgedanke des AG Kiel sollte weitere Verbreitung finden.“

EXpERtENMEINuNG von Monika Kegel Genossenschaftsreferentin des GdW 

prozent mehr Genehmigungen von Eigen-
tumswohnungen im Geschosswohnungsbau 
registrierte das Statistische Bundesamt in den 
ersten acht Monaten dieses Jahres im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum. 

Zwischen Januar und August 2011 sind damit 
bereits rund 30.000 neue Eigentumswoh-
nungen auf den Weg gebracht worden. Dies 
sind etwa 9.000 mehr als im vergleichbaren 
Zeitraum des Vorjahres. In keiner Gebäudeart 
stieg die Zahl der Genehmigungen derartig 
stark an. Der Anstieg von Baugenehmigungen 
für Mietwohnungen im Geschosswohnungs-
bau fiel mit 7,6 Prozent deutlich weniger stark 
aus. Insgesamt stieg die Zahl der Baugeneh-
migungen im betrachteten Zeitraum um 21,8 
Prozent.

41,3
ZAHL DER WOCHE

16. und 17. März 2012, Dortmund

Deutscher Mietgerichtstag 2012

„Gesellschaft im Wandel – Neue Fragen – 
Neues Mietrecht?“ lautet das Thema des 
Deutschen Mietgerichtstages 2012, der am 
16. und 17. März  2012 im Kongresszen-
trum Westfalenhallen in Dortmund statt-
findet. 

Eröffnet wird die Veranstaltung von Johan-
nes Kindler, Vizepräsident der Bundesnetz-
agentur, mit einem Festvortrag zum Thema 
„Die Energiemärkte und die Versorgung der 
Endverbraucher“. Zu den weiteren Referen-
ten gehören unter anderem Prof. Dr. Stefan 
Klinski, Berlin, mit seinem Vortrag „Schnitt-
stellen von Mietrecht und Energierecht“, 
sowie der ehemalige Richter am Bundes-

gerichtshof Dr. Dietrich 
Beyer, der zum Thema 
„Schnittstellen von 
Mietrecht und Energie-
recht“ referieren wird. 
Darüber hinaus werden 
mehrere Arbeitskreise, 
unter anderem zu den 
Themen „Mietrechtliche 
Aspekte des Betreuten 
Wohnens“ sowie „Neue 
Medien und Mietrecht“, 
stattfinden.

Anmelden können sich 
ab sofort alle Mitglieder des Deutschen 
Mietgerichtstages e. V. Nichtmitglieder kön-
nen sich ab 1. Februar 2012 auf die dann 
eventuell noch freien Plätze anmelden.

➦ Weitere Informationen finden Sie auf  

www.mietgerichtstag.de 

Recht so

AG Kiel: Genossenschaften dürfen Anteile und Mietkaution verlangen 

Das Amtsgericht (AG) Kiel hat in seinem Urteil vom 11. August 2011 (AZ 108C24/11) 
entschieden, dass es nicht gegen § 551 BGB verstößt, wenn ein genossenschaftlicher Ver-
mieter sowohl Genossenschaftsanteile als auch Mietsicherheit verlangt.

Das Mitglied einer Wohnungsgenossenschaft hatte sich gegen die Forderung der Genos-
senschaft auf Zahlung einer Mietkaution mit der Begründung gewehrt, dass die Zah-
lungsaufforderung gegen § 551 BGB verstoße. Das Gericht gab der Genossenschaft 
Recht. Insbesondere hat es in seiner Entscheidungsbegründung eine strikte Trennung der 
genossenschafts- und mietrechtlichen Bereiche, also zwischen Genossenschaftsanteilen 
und Kaution, vorgenommen. Das Gericht führte aus, dass die Genossenschaftsanteile der 
Liquidität der Genossenschaft im Allgemeinen dienen, während die Kaution streng auf das 
konkrete Mietverhältnis bezogen ist. Eine unzulässige Übersicherung liege nicht vor. 

GdW Arbeitshilfe 66

„Umsetzung der Trinkwasserverordnung 
2011 (TrinkwV 2011) Legionellenprüfung“

Für alle im GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
und seinen Regionalverbänden organi-
sierten Wohnungsunternehmen steht ab 
sofort die GdW Arbeitshilfe 66 zur Umset-
zung der Trinkwasserverordnung 2011 zur 
Verfügung. Die Änderung der TrinkwV tritt 
am 1. November 2011 in Kraft. 

Die wichtigste Änderung für Wohnungsun-
ternehmen ist, dass Großanlagen zur Trink-
wassererwärmung regelmäßig an repräsen-
tativen Probenahmestellen auf Legionellen 
zu untersuchen sind. In diesem Zusammen-
hang wird die Pflicht des Inhabers einer 
Wasserversorgungsanlage zur Anzeige des 
Bestandes an Großanlagen zur Trinkwas-
sererwärmung an das Gesundheitsamt 
eingeführt. Diese Änderungen betreffen 
nahezu alle Gebäude mit zentralen Warm-
wasserversorgungsanlagen in Mehrfamili-
enhäusern. Durch die geänderte TrinkwV 
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stehen Grundeigentümer und Vermieter, 
aber auch die Verwalter von Wohnungsei-
gentum mit Vermietung in der Pflicht, aktiv 
die neuen Regelungen umzusetzen. 

➦ Mitglieder des GdW und seiner Regional-

verbände können ein gedrucktes Exemplar der 

GdW Arbeitshilfe 66 kostenfrei, Nicht-Mitglieder 

gegen Entgelt, unter bestellung@gdw.de  

anfordern.
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